
2. Die o b j e k t i v e  S e i t e  des Verbrechens besteht 
in der V e r l e i t u n g  zum illegalen Verlassen der Deut­
schen Demokratischen Republik. Der Begriff des Ver- 
leitens erfaßt verschiedene Begebungsweisen. Die Ver­
leitung kann z. B. in der Weise vor sich gehen, daß 
beim Betroffenen von vorn herein der Entschluß er­
zeugt wird, die Republik auf ungesetzlichem Wege zu 
verlassen. In diesen Fällen ist dem Verleiteten schon 
vor der Abreise bewußt, daß er einen illegalen Grenz­
übertritt vornehmen wird. Dieses Bewußtsein ist jedoch 
kein wesentliches Erfordernis. Der Begriff des Ver- 
leitens umfaßt z. B. auch die Aufforderung zu einem 
Besuch im Westen, um den 'Betroffenen dann auf 
irgendeine Weise von der Rückkehr in die Republik ab­
zuhalten. Hierbei handelt es sich gleichfalls um eine 
Verleitung zum illegalen Verlassen der Republik, selbst 
wenn der Verleitete eine gültige Bescheinigung für 
Reisen nach Westdeutschland besaß. Bekanntlich ist die 
Gültigkeitsdauer dieser Bescheinigungen befristet, so 
daß die Pflicht besteht, bis zum Ablauf dieser Frist in 
die Republik zurückzukehren. Nach Ablauf der Frist ist 
der weitere Aufenthalt außerhalb der Republik illegal.

Ein notwendiges und daher in jedem Falle festzu­
stellendes Erfordernis ist die P l a n m ä ß i g k e i t  der 
Handlung. Dieses Merkmal ist immer dann erfüllt, wenn 
der Täter die Einwirkung auf Bürger der Republik im 
Aufträge westdeutscher oder westberliner Agenten­
zentralen vomimmt. Planmäßig handelt auch derjenige, 
der aus Feindschaft zur Deutschen Demokratischen 
Republik ständig auf andere Menschen einwirkt, um 
sie zum Verlassen der Republik zu bewegen. So war es 
z. B. richtig, wenn im Urteil eines Bezirksgerichts be­
reits bei der Darstellung der objektiven Seite festge­
stellt wurde, daß der Angeklagte bei der Einwirkung 
auf mehrere Bürger ständig mit solchen Wendungen 
arbeitete wie: „Je mehr Leute hier abhauen, desto 
früher bricht der Laden hier zusammen“. Wenn da­
gegen ein Bürger, der von einer Reise aus Westdeutsch­
land zurückkehrte, einem Freund eine mitgebrachte Zei­
tung zum Lesen gab, in der zufälligerweise ein Stellen­
angebot enthalten war, kann — abgesehen vom Fehlen 
anderer objektiver Umstände — von einem planmäßi­
gen Vorgehen keine Rede sein. Andererseits ist es für 
den Nachweis der Planmäßigkeit nicht erforderlich, daß 
der Täter auf mehrere Personen zugleich oder nachein­
ander eingerwirkt hat. Unter den oben gekennzeichneten 
Voraussetzungen kann auch in der Beeinflussung 
e i n e r  Person die Planmäßigkeit zum Ausdruck ge­
langen. Anhaltspunkte dafür ergeben sich daraus, daß 
der Täter ein Rädchen irgendeiner Agentenzentrale ist 
und mit der Einwirkung auf eine Person seinen Beitrag 
zur gesamten Tätigkeit dieser Zentrale leistet. Ein. 
weiteres Kriterium kann darüber hinaus in der Ver­
leitung einer für unseren Aufbau wichtigen Persönlich­
keit bestehen. Die Planmäßigkeit kann schließlich auch 
in anderen Umständen des objektiven Verhaltens in Er­
scheinung treten. So hatte sich ein Bezirksgericht mit 
der Verleitung eines Lehrlings zur Republikflucht zu 
befassen. Das Gericht stellte u. a. fest, daß der Täter 
diesem Lehrling genaue Verhaltensmaßregeln gab. Die 
Hinweise erstreckten sich auf das Verhalten vor der 
Abreise, auf die günstigsten Umstände für das Ver­
lassen des Heimatortes, auf das Verhalten während der 
Fahrt und insbesondere bei Kontrollen durch die Volks­
polizei usw. Auch hierin äußert sich ein systematisches 
Vorgehen,das vomBegriff derPlanmäßigkeit erfaßtwird.

Diese Beispiele zeigen die Notwendigkeit des Merk­
mals der Planmäßigkeit nicht nur als eines wesentlichen 
Kriteriums für die Abgrenzung zu nicht verbreche­
rischen Handlungen. Sie machen auf der anderen Seite 
deutlich, daß die eingangs zitierte Wendung des Ober­
sten Gerichts über das „in organisierter Form“ bewerk­
stelligte Abziehen bestimmter Personen zu eng ist. 
Durch ein solches Merkmal würden nur solche Fälle er­
faßt, in denen die Verleitung zur Republikflucht durch 
Mitarbeiter oder Agenten der bekannten verbreche­
rischen Organisationen vorbereitet und durchgeführt 
wird. Die Erfahrungen zeigen jedoch, daß in verschiede­
nen Fällen solche Personen als Täter vor unseren Ge­
richten standen, die mit den imperialistischen Agenturen 
keine Verbindung hatten. Ihre verbrecherischen Hand­
lungen wurden nicht von bestimmten Zentralen ge­
leitet, waren aber trotzdem planmäßig angelegt.

Der Begriff des planmäßigen Verleitens bedarf jedoch 
infolge der Notwendigkeit, die tatbestandliche Beschrei­

bung der Handlung plastisch zu gestalten und weitere 
brauchbare Abgrenzungskriterien gegenüber nichtver­
brecherischen Handlungen zu erhalten, der Ergänzung 
durch genauere Hinweise auf die zum Einsatz kommen­
den M i t t e l .  In den zitierten Urteilen des Bezirks­
gerichts Karl-Marx-Stadt vom 5. August 1955 und des 
Obersten Gerichts vom 27. Januar 1956 wurde darauf 
hingewiesen, daß die Angeklagten vor allem solche ver­
werflichen Mittel benutzten, wie Drohungen und Er­
pressungen oder Versprechungen der verschiedensten 
Art. Ausgehend von diesen Erkenntnissen der Praxis ist 
eine Verallgemeinerung im zukünftigen objektiven Tat­
bestand möglich und notwendig.

a) Die Verleitung zum Verlassen der Republik kann 
zunächst unter Anwendung von L i s t  begangen werden. 
Die List besteht in einem auf Täuschung berechneten 
Verhalten des Täters. Dazu gehört z. B. ein solches 
häufig zu beobachtendes Vorgehen, wie die telefonische 
oder briefliche „Warnung“ eines Spezialisten vor einer 
„drohenden Verhaftung“. Denkbar ist auch die Vor­
täuschung einer Amtshandlung im angeblichen Auftrag 
eines Untersuchungsorgans, die in dem Betroffenen die 
Vorstellung zu erwecken geeignet ist, daß ihm eine ge­
richtliche Verfolgung droht. In diesen Zusammenhang 
gehören weiter alle die Fälle, in denen der Täter beim 
Betroffenen einen Irrtum erzeugt oder einen bereits be­
stehenden Irrtum für seine Zwecke ausnutzt.

b) Ein anderes gebräuchliches Mittel ist das Ü b e r ­
r e d e n .  Dieser Begriff erfaßt nicht nur diejenige Ein­
wirkung, durch die der Entschluß zum Verlassen der 
Republik erst erzeugt wird. Eine Überredung kann auch 
in einem Zureden oder in sonstigen konkludenten Hand­
lungen bestehen, durch die der zu Verleitende, der schon 
bestimmte Vorstellungen über ein etwaiges Verlassen 
der Republik hatte, in seinem Entschluß bestärkt wird. 
Ein solches Zureden liegt z. B. vor, wenn die Bedenken 
eines Lehrlings, der von dem akuten Mangel an Lehr­
stellen in Westdeutschland gehört hart, zerstreut wer­
den. Aus der bisherigen Praxis ergibt sich, daß das 
Überreden zumeist mit dem An b i e t e n ,  V e r ­
s p r e c h e n  o d e r  G e w ä h r e n  b e s t i m m t e r  
V o r t e i l e  verbunden wird. Die Fälle sind keineswegs 
vereinzelt, in denen der Täter den Betroffenen auf an­
gebliche Vorzüge des Lebens im Westen hinweist und 
ihm, um die Argumentation noch zugkräftiger zu 
machen, bestimmte Vorteile verspricht.

Beispielhaft ist folgender, von einem Bezirksgericht 
festgestellter Sachverhalt: Der Angeklagte, der nach­
gewiesene Verbindungen mit einer westberliner 
Agentenzentrale hatte, versuchte, den Zeugen zum 
illegalen Verlassen der Republik zu (bewegen. Als der 
Zeuge zögerte, erklärte ihm der Angeklagte, daß er 
maßgebliche Stellen in Westdeutschland kenne, die 
Arbeitsplätze mit guten Verdienstmöglichkeiten ver­
mitteln könnten. Außerdem sagte der Angeklagte zu, 
den Zeugen persönlich zu einer solchen Stelle zu 
bringen. — Ähnliche Feststellungen traf das Oberste 
Gericht im Urteil vom 27. Januar 1956. Das Gericht 
führte u. a. aus: „Er (der Angeklagte Rudert — G. K.) 
nutzte die Tatsache aus, daß die Zeugin mit einem 
Studenten der Mathematik an der Universität Jena ver­
heiratet war, der vorübergehend Schwierigkeiten an der 
Universität hatte. Rudert stellte der Zeugin Bi. eine gut 
bezahlte Anstellung und ihrem Mann Studienmöglich­
keiten in Westberlin an der sogenannten Freien Uni­
versität in Aussicht“13). Die Angeklagte Halm „ver­
schaffte sich zunächst Informationen über die fachliche 
Qualifikation“ einer anderen Zeugin „und, als sie sich 
vergewissert hatte, daß sie eine gute Fachkraft war, 
trat sie an. sie heran und erklärte sich mehrfach bereit, 
ihr eine Stellung in Westberlin oder in den USA zu be­
sorgen“14).

Diese Beispiele, die anhand anderer Urteile beliebig 
ergänzt werden könnten, beweisen, daß das Versprechen 
der verschiedensten Vorteile ein wesentliches Mittel der 
Verleitung ist. Seine gesetzliche Fixierung im Tatbe­
stand erscheint deshalb erforderlich. Um Unklarheiten 
vorzubeugen, sollte jedoch über den Hinweis auf das 
Versprechen hinaus eine Formulierung gewählt werden, 
die etwa dem Tatbestand der aktiven Bestechung ent­
spricht. Das bedeutet, daß neben dem Versprechen auch 
das Anbieten oder Gewähren bestimmter Vorteile auf-

13) NJ 1956 S. 102.
14) NJ 1956 S. 102.
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